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�Editorial

Deregulierung, für Bürokratieabbau und 
für das Schaffen von Wettbewerb nutzt 
und das Schornsteinfeger-Monopol end-
lich abschafft.“

Soweit auszugsweise unser Editorial im 
VM 3/2006.

Nachdem es die neue Bundesregierung im 
Laufe des ersten ihrer vier Regierungsjah-
re auch nicht geschafft (oder gewollt?) hat, 
das fragwürdige Monopol der Schornstein-
feger zu knacken, hat ihr nun die EU-Kom-
mission in einem Schreiben von Mitte 
Oktober ein Ultimatum gesetzt. Bis zum 
17. Dezember 2006 hat die Bundesregie-
rung Zeit, Stellung zu beziehen. Ansons-
ten drohe eine Klage am Europäischen 
Gerichtshof.

Man darf sehr darauf gespannt sein, wie 
der Gesetzentwurf aussehen wird, den die 
schwarz-rote Regierung bis zum 17. De-
zember vorlegen will. Ob mit ihm wirklich 
das biotophafte Monopol beseitigt werden 
soll, oder ob man versucht, weiter auf Zeit 
zu spielen – und den Schornsteinfegern 
so doch noch ein Geschenk zum Jahres-
wechsel macht, das deren Glück noch ein 
wenig verlängert. 

Eine neue Einnahmequelle für die Schorn-
steinfeger hat die Bundesregierung jeden-
falls schon vorgesehen. Nach dem Entwurf 
der Energieeinsparverordnung (Stand:  
16. November 2006) sollen sie neben 
Hochschulabsolventen, staatlich aner-
kannten Technikern und Handwerksmeis-
tern des Bauhandwerks, Heizungsbaus 
und Installation berechtigt sein, künftig 
Energieausweise auszustellen. Glücklich 
ist …

Wir wünschen Ihnen ein gutes Jahr 2007 
mit zumindest ein wenig Glück von dem, 
was die Glücksbringer seit über 70 Jahren 
haben.

Ihre 

 

Burghard Schneider	 Dr. Rudolf Ridinger
Verbandsdirektor/Vorstand	 Verbandsdirektor/Vorstand 

VdW Rheinland Westfalen	 VdW südwest

PS.: Zwischen Weihnachten und Neujahr 
bleiben die Geschäftsstellen unserer Verbände 
geschlossen. Die nächste Ausgabe des Ver-
bandsMagazins erscheint im Februar 2007.

Der Jahreswechsel naht. Und mit ihm wer-
den viele Glücksbringer für das neue Jahr 
verschenkt: So u. a. auch Schornsteinfeger 
in allen Variationen. 

Ob den echten Schornsteinfegern zum 
Jahresende von der Bundesregierung auch 
wieder ein Geschenk gemacht wird, das 
zu ihrem seit gut 70 Jahren währenden 
Glück beiträgt?

Worum geht es?

„Auch Glücksbringer haben keinen An-
spruch auf ein Monopol“ haben wir im 
März dieses Jahres unser Editorial über-
schrieben. Darin hieß es u. a.: 

„Immer mehr Bürger wünschen sich, dass 
der Staat den Schornsteinfegern aufs Dach 
steigt, es ihnen an den schwarzen Kragen 
geht. Sie wollen nicht länger hinnehmen, 
dass sie im Jahr mehr als 1,2 Milliarden 
Euro Gebühren zahlen müssen für etwas, 
das sie weder bestellt haben – geschweige 
denn im Zeitalter moderner, elektronisch 
gesteuerter Gas- und Ölanlagen benöti-
gen. 

Am meisten befremdet die Doppelarbeit. 
Regelmäßig kommt der Schornsteinfeger 
und misst die Abgase mit einem Gerät, 
das er in den Auspuff des Heizungskessels 
hält. Stimmen die Werte nicht mit den 
gesetzlich festgelegten überein, muss der 
Heizungsinstallateur einbestellt werden, 
er misst die Abgase mit dem gleichen Ge-
rät. Dann dreht er, vereinfacht formuliert 
ein paar Schräubchen, bis die Werte wieder 
stimmen. Jetzt muss der Schornsteinfeger 
wieder kommen, um mit seinem Gerät 
– es ist noch immer dasselbe – erneut die 

Werte zu messen und dem Kessel seinen 
hoheitlichen Segen zu geben. 

Der Hauseigentümer hat so die staatlich 
verordneten Rechnungen am Bein. Was 
der Schornsteinfeger aufschreibt, ist üp-
pig, aber alternativlos bis zu 70 Euro. Und 
das meist nur für wenige Minuten Arbeit. 

Nicht nur die Hauseigentümer und Mie-
ter fordern deshalb seit langem die Auf-
hebung des Schornsteinfeger-Monopols. 
Auch die Europäische Union leitete bereits 
2003 ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland ein. 

Brüssel moniert das ‚Kehrmonopol‘, das 
im Schornsteinfegergesetz von 1969 fest-
geschrieben ist. Durch die auf eine Reichs-
verordnung aus der Nazizeit zurückge-
hende Regel sieht die EU-Kommission die 
Niederlassungsfreiheit bedroht. Denn in 
Deutschland kann sich bislang kein Haus-
besitzer seinen Feger aussuchen.

Die rund 8.000 deutschen Bezirkskamin-
kehrmeister haben in ihrem Sprengel, der 
ihnen vom Staat zugeteilt wird, das Mo-
nopol, gegen Gebühr die für Hausbesitzer 
verpflichtenden ‚Kehr- und Überprüfungs-
aufgaben‘ wahrzunehmen. Sie müssen 
sich mit ihren 15.000 Gesellen und 2.000 
Azubis keinem Wettbewerb stellen.

Die rot-grüne Bundesregierung hat es bis 
zu ihrem Ende im Herbst 2005 nicht ver-
mocht, einen folgerichtigen Gesetzentwurf 
zur Aufhebung des Schornsteinfegerge-
setzes vorzulegen. 

Man kann gespannt sein, wann nun die 
schwarz-rote Koalition die Chance für eine 

Endlich Kehraus  
für die Glücksbringer?

Burghard Schneider Dr. Rudolf Ridinger
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VdW Rheinland Westfalen und VdW südwest

Der VdW Rheinland Westfalen 
und der VdW südwest haben ih-
re Internetauftritte gemeinsam 
neu gestaltet und gleichzeitig 
die Nutzungsmöglichkeiten 
erweitert. Mit ihrem neuen ge-
meinsamen Angebot wollen die 
beiden, u. a. mit dem Bonner 
Drei-Länder-Büro miteinander 
kooperierenden Verbände stär-
ker auf die individuellen Bedürf-
nisse der Nutzer eingehen.

Homepages als 
Informationsdienstleister

Das neue Internetangebot bei-
der Verbände fasst nicht nur 
in einem Internetauftritt alle 
gemeinsamen Informationen 
in einer Plattform zusammen. 
Gleichzeitig handelt es sich 
um ein Kommunikationsange-
bot, das individuelle Wünsche 
bedient und damit ein Infor-
mationsdienstleister im besten 
Sinne ist. 

Flexibler Einstieg

Das neue Informationsangebot des VdW 
Rheinland Westfalen und des VdW süd-
west besteht aus drei Internetadressen: 
www.wohnungswirtschaft-aktuell.de, www.
vdw-rw.de und www.vdwsuedwest.de. 

www.wohnungswirtschaft-aktuell.de ist 
der gemeinsame Internetauftritt beider 
Verbände, der allgemeine Informationen 
enthält sowie über gemeinsame Aktivi-
täten und Angebote informiert. Die mit 
www.wohnungswirtschaft-aktuell.de ver-
linkten Internetadressen www.vdw-rw.de 
des VdW Rheinland Westfalen und www.
vdwsuedwest.de des VdW südwest enthal-
ten jeweils verbandsspezifische Informa-
tionen.

Insoweit gibt es im Internetauftritt bei-
der Verbände verschiedene Einstiegsmög-
lichkeiten in ein umfassendes Angebot.  
Dies unterstreicht nicht nur das identische 
Erscheinungsbild. Lediglich die an die Ver-
bandsfarben grün und rot angelehnten 
Hintergründe und der in Blau gehaltene 

Neuer gemeinsamer Internetauftritt

gemeinsame Auftritt lassen den unter-
schiedlichen Einstieg erkennen. Die Zu-
sammenhänge sind aber an allen Stellen 
präsent. So genügt ein Klick am Rande 
des Einstiegbildes, um auf eine andere 
Einstiegsmöglichkeit zu wechseln. 

Noch deutlicher wird der Zusammenhang 
bei der Nutzung der Suchfunktion. Dabei 
wird nicht nur das jeweils verbandsspezi-
fische, sondern auch das zentrale Informa-
tionsangebot durchsucht. 

Freitextsuche und Archiv in einem

Mit der Freitextsuche werden aktuelle und 
auch ältere Informationen durchsucht. 
Insoweit werden auch die Ablage und das 
Archiv der Nutzer entlastet.

Wider die Informationsflut

Auf den Homepages finden sich Newslet-
ter-Funktionen der besonderen Art, damit 
man nur die gewollten Informationen zu 
individuell bestimmten Zeiten bekommt, 
sodass der Posteingang nicht mit unge-
wollten E-Mails voll gestopft wird. 

Bei dem neuen Internetangebot beider 
Verbände kann man nach seinen Bedürf-
nissen wählen. Wer sich für einen Newslet-
ter anmeldet, was online leicht möglich ist, 
findet ein großes Auswahlmenü. Danach 
kann man entscheiden, wie häufig man 
einen Newsletter erhalten möchte.

Noch wichtiger sind die Auswahlmöglich-
keiten nach inhaltlichen Rubriken, z. B. 
Informationen aus dem Bereich Politik, 
dem Bereich Technik oder über neue Pro-
jekte aus der Wohnungswirtschaft. Durch 
die Wahl der Rubriken entscheidet man, 
worüber man Informationen erhalten will. 
Ein Newsletter gibt dann zu den gewählten 
Rubriken in den gewählten zeitlichen Ab-
ständen Kurzinformationen zu neuen In-
formationen auf der Homepage mit einem 
entsprechenden Link. Das heißt, in dem 
erhaltenen Newsletter kann man wieder 
entscheiden, welche Informationen man 
tatsächlich nutzen will.

Durch dieses System ist die Grenze 
vom reinen Informationsmedium über-
sprungen – ein qualitativer Sprung zu 
einem Kommunikationsmedium. 
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Online-Anmeldungen zu 
Veranstaltungen

Der neue Internetauftritt enthält auch die 
Möglichkeit der direkten Anmeldung zu 
einigen Veranstaltungen verschiedener An-
bieter. Sofern man sich zu einer Veranstal-
tung aus einem bestimmten Fachgebiet an-
gemeldet hat, erhält man dann automatisch 
regelmäßig Informationen über weitere 
fachspezifische Veranstaltungen.

Informationslieferservice

Damit liegt ein zentraler Vorteil der Struk-
tur des neuen Internetangebotes des VdW 
Rheinland Westfalen und des VdW südwest 
auf der Hand. Man muss Informationen 
nicht abholen, sondern sie werden auf 
Wunsch automatisch geliefert. Feststellun-
gen wie „Ich müsste mal wieder auf die X-
Internet-Seite gehen, um zu schauen, was 
es Neues gibt.“ gehören für die Nutzer aus 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
der Vergangenheit an.

Service für Mitgliedsunternehmen

In Passwort-geschützten Bereichen der 
Internetauftritte beider Verbände können 
deren Mitglieder eine Vielzahl zusätzlicher 
Informationen erhalten – über das aktuelle 
Dienstleistungsangebot bis hin zu den Ak-
tivitäten der Gremien des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest und nur 
Mitgliedern vorbehaltene Informationen 
des GdW Bundesverband deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen.

Kontakt: 
www.wohnungswirtschaft-aktuell.de
www.vdw-rw.de
www.vdwsuedwest.de

IVD Immobilienverband Deutschland

Der bisherige Name des Immobilienmakler-
Verbandes „Immobilienverband Deutsch-
land IVD Bundesverband e. V.“ ist irrefüh-
rend. In diesem Sinne hat sich das Oberlan-
desgericht Hamburg in einer mündlichen 
Verhandlung vor dem Dritten Zivilsenat am 
19. Oktober 2006 geäußert.

Der Senat stützt damit die Auffassung 
der klagenden Verbände Bundesverband 
Freier Immobilien- und Wohnungsun-
ternehmen (BFW), GdW sowie Haus & 

Maklerverband muss Namen ändern 
Grund Deutschland, die gegen die Verwen-
dung des Namens „Immobilienverband 
Deutschland IVD Bundesverband e.V.“ 
durch den gleichnamigen Maklerverband 
Rechtsmittel eingelegt hatten.

Nach Auffassung der Verbände, die die ge-
samte Anbieterseite des Wohnungsmarktes 
in Deutschland repräsentieren, erweckt diese 
Bezeichnung in der Öffentlichkeit den irrigen 
Eindruck, dass der IVD die Interessen der 
gesamten Immobilienwirtschaft vertritt.

Eine Irreführung kann nach Ansicht des 
Gerichts nur ausgeschlossen werden, 
wenn der Namensbestandteil „Immobili-
enverband Deutschland“ nie in Alleinstel-
lung, sondern in jeder Äußerungsform 
nur als Gesamtname etwa in der Form 
„Immobilienverband Deutschland IVD 
Bundesverband der Immobilienberater, 
Makler, Verwalter und Sachverständigen  
e. V.“ verwendet wird. Das Urteil des OLG 
Hamburg wird für den 14. Dezember 2006 
erwartet.�
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Wissenschaftliche Studien zur „Stadtrendite“

Die GBH Bauen und Wohnen Hannover mit 
dem Forschungsinstitut InWIS an der Ruhr-
Universität Bochum sowie die DEGEWO in 
Berlin haben erstmals mit der Humboldt-
Universität konkrete Zahlen vorgelegt für 
gesellschaftspolitisch relevante Leistungen 
kommunaler Wohnungsunternehmen für 
die Städte, die „Stadtrendite“.

GBH Hannover / InWIS

GBH und InWIS gingen der Frage nach: 
Wie hoch sind die Kosten, die infolge 
einzelner Verhaltensauffälligkeiten von 
Menschen entstehen, die von privaten 
Wohnungsanbietern als Risikomieter ab-
gelehnt würden? Inwieweit wird dadurch 
die Gesamtbilanz des Unternehmens ge-
schmälert? Außerdem sollten Strategien 
für eine Optimierung des Belegungs- und 
Bestandsmanagements abgeleitet wer-
den. 

Im Rahmen der Studie „Mietensozialprog-
nose“ wurden Verhaltensauffälligkeiten 
von rund 2.500 Neumietern nach Art und 
Umfang erfasst und detailliert mit Kosten 
für deren Handling hinterlegt. Die Kosten 
wurden basierend auf der Annahme festge-
legt, dass die Prozesse effizient organisiert 
sind. Die „Mietersozialrendite“ ermittelte 
InWIS, indem es Kosten für problema-
tische Mieter und soziale Projekte zu den 
Gesamtsollmieten aller Wohnungen in 
Bezug setzte. Das Ergebnis: 19 Prozent, 
ausgewiesen auf das Stammkapital.

Um Vergleichszahlen und Beispiele im 
Umgang mit Mietern zu erhalten, wurde 
das Projekt mit vier weiteren Wohnungs-
unternehmen wiederholt: mit Allbau in 
Essen, DEGEWO in Berlin, Gewofag in 
München und GWG in Halle-Neustadt. 
Was InWIS zuvor schon bei der BGH 
herausgefunden hatte, bestätigte sich: 
Im Schnitt zeigt ein Drittel der Mieter 
„wohnauffälliges Verhalten“. Die Sozial-
rendite der Unternehmen: 5 bis 13 Prozent, 
jeweils abhängig von Faktoren wie der Hö-
he des Stammkapitals und der tatsächlich 
erbrachten Leistungen.

Kommunale Wohnungsunternehmen  
leisten wichtige Beiträge zur Stadtentwicklung 

DEGEWO Berlin /  
Humboldt-Universität

Für das landeseigene Berliner Wohnungs-
unternehmen DEGEWO hat das Institut 
für Management der Humboldt-Universi-
tät untersucht, wie hoch die Stadtrendite 
der DEGEWO ist, die mit 70.000 Woh-
nungen eine betriebswirtschaftliche Ren-
dite von 1,1 Prozent erzielt. Das Ergebnis: 
46,8 Millionen Euro. Das ist, bezogen auf 
das vom Land Berlin eingesetzte Kapital, 
eine Stadtrendite von 12,6 Prozent (ei-
genkapitalbasierte Berechnungsmethode) 
bzw. von 8 Prozent (Methode des Discoun-
ted Cashflow, DCF).

Die Betrachtung der Stadtrendite erfolgte 
aus Sicht der Stadt als Eigentümerin der 
DEGEWO. Ermittelt wurden fünf Leis-
tungsblöcke gesellschaftspolitisch rele-
vanter Maßnahmen, die in die finanzwirt-
schaftliche Rendite nicht einfließen: Unter 
dem Begriff „mittelbare Erträge“ sind Kos- 
ten der DEGEWO aufgeführt für Projekte 
und Maßnahmen, die die Stadt andern-
falls selbst aufwenden müsste, um ihre 
gesellschaftspolitischen Ziele – sie wurden 
aus dem Berliner Quartiersmanagement-
Programm abgeleitet – zu erreichen: 1. 
Bürgerprojekte wie mobile Concierges und 
Fördermaßnahmen in den Bereichen Ar-
beit, Bildung, Soziales, Kultur und Sport, 
2. Maßnahmen zur Entlastung der Mieter, 
z. B. Mietnachlässe und -verzichte, 3. Bele-
gungsrechte, 4. städtebauliche Aufgaben, 
Maßnahmen zur Marktbereinigung und 
der Kauf und / oder die Bewirtschaftung 
unrentabler Quartiere, 5. „Folgeerträge“ 
gesellschaftspolitischer Maßnahmen, dar-
unter (Steuer-)Einnahmen, die dem Land 
Berlin zugute kommen, weil zum Beispiel 
Menschen aufgrund der Stabilisierung 
von Problemvierteln zuziehen bzw. nicht 
wegziehen.

Berechnet wurden zwei Stadtrenditen. Ba-
sis war die finanzwirtschaftliche Formel 
zur Berechnung der Rendite des einge-
setzten Kapitals, die um Leistungen für 
„langfristig begründbare gesellschaftliche 
Projekte“ und die dadurch entstehenden 
Erträge für die Stadt erweitert wurde. In 
eine Stadtrendite 1 flossen die ermittelten 

mittelbaren Erträge (ca. 13 Millionen Euro) 
sowie die unmittelbaren Erträge der Stadt, 
also die betriebswirtschaftliche Rendite 
(Jahresergebnis 4,1 Millionen Euro), ein. 
Diese Stadtrendite beläuft sich auf 4,61 
Prozent (eigenkapitalbasierte Berechnung) 
bzw. 2,95 Prozent (DCF-Methode). Die 
Folgeerträge, die Stadtrendite 2, wird mit 
29,6 Millionen Euro (8 Prozent bzw. 5 
Prozent) angegeben.

Software in Vorbereitung

Die Erkenntnisse aus den Studien fließen 
in eine Software ein, die derzeit entwi-
ckelt wird. Anhand vorher erfasster Infor-
mationen, u. a. allgemeiner Mieterdaten 
und Verhaltensauffälligkeiten, sollen Ent-
wicklungen zeitig erkannt werden, um 
geeignete Maßnahmen ergreifen und so 
Kosten vermeiden zu können. Im besten 
Fall arbeiteten Kommune, soziale Trä-
ger und kommunale wie größere private 
Wohnungsunternehmen mit der Software 
und entwickelten gemeinsam Maßnah-
men, sagt GBH-Geschäftsführer René 
Schweyen. Die Sozialrendite werde vom 
EDV-Programm mitberechnet.

Fazit

Die Studien haben erstmals das besondere 
Engagement der kommunalen Wohnungs-
unternehmen für die Stadt und ihre Ent-
wicklung als Renditekennzahl quantifi-
ziert. „Wohnungsunternehmen im Eigen-
tum der Kommunen sind verlässliche 
Partner bei der Umsetzung der wohnungs- 
und stadtentwicklungspolitischen Ziele. 
Ihr Engagement im Quartiersmanagement 
oder bei der Förderung stabiler Nachbar-
schaften steht für eine Stadtrendite, die die 
Unternehmen – über die Kapitalrendite 
hinaus – erwirtschaften“, erklärte Lutz 
Freitag, Präsident des GdW. „Die Stadtren-
dite ist ein wichtiger Beitrag für die Zu-
kunft der Kommunen.“ Die wissenschaft-
lich entwickelte Berechnungsmethode der 
Stadtrendite mache diese Leistungen der 
kommunalen Wohnungsunternehmen 
darstellbar und sei ein wichtiger Schritt, 
die Bedeutung dieser Unternehmen für 
die Stadt im Bewusstsein der Öffentlich-
keit stärker zu verankern, so Freitag. �
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Deutsche Annington Immobiliengruppe

Gute Nachrichten für rund 20.000 Mieter 
der Deutschen Annington, die seit Jahren 
auf eine Erstattung überhöhter Wärmekos-
ten-Abrechnungen durch den früheren Ei-
gentümer Viterra warten: Die Deutsche An-
nington präsentierte gemeinsam mit sechs 
Mietervereinigungen ein Verfahren, nach 
dem die Rückerstattung des Geldes fair 
erfolgen soll. „Wir versprechen, dass diese 
Umrechnung besonders mieterfreundlich 
ist“, unterstrich Franz Georg Rips, Direktor 
des Deutschen Mieterbundes.

Betroffen sind Viterra-Mietverträge, die vor 
dem 1. Januar 1999 abgeschlossen wurden 
und die ein so genanntes Wärme-Contrac-
ting beinhalten. Mieter, die in einer 60-
Quadratmeter-Wohnung leben, können 
bis zu 500 Euro zurückerhalten.

10 Millionen Euro für 
frühere Viterra-Mieter 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte im 
Mai 2006 geurteilt, dass die umgewan-
delten Mietverträge rechtswidrig seien. 
Das Wärme-Contracting-Verfahren wur-
de oft ohne Zustimmung der Mieter ein-
geführt. Die Heizkosten stiegen danach 
teilweise sehr drastisch an, weil in einem 
Contracting-Vertrag nicht nur die tatsäch-
liche Energie, sondern auch Verwaltungs-, 
Reparatur- und Investitionskosten zu Bu-
che schlagen. Das BGH-Urteil gab den 
Mietern recht.

Seit Mai arbeiteten Mieterschützer und die 
Deutsche Annington an einer praktikablen 
Lösung für die Rückerstattung. Insgesamt 
muss das Unternehmen nun rund 10 Mil-
lionen Euro an die Mieter zahlen.�

VdW saar gegründet 

Neuer Interessen- und Beratungsverband im Saarland

Am 10. November 2006 ist in Saarbrü-
cken ein neuer Verband gegründet wor-
den: der „Verband der saarländischen 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft  
e. V. – VdW saar“.

Zu den sieben Gründungsmitgliedern 
zählen kommunale und private Kapi-
talgesellschaften sowie Unternehmen 
der Öffentlichen Hand in Saarbrücken, 
Neunkirchen und St. Ingbert. Weitere 
saarländische Wohnungs- und Immobi-
lienunternehmen haben 
bereits angekündigt, dem 
VdW saar demnächst bei-
zutreten.

Das dreiköpfige Präsidi-
um des VdW saar besteht 
aus

π � dem Präsident Reinhold Jäger, Ge-
schäftsführer der WOGE Saar Woh-

nungsgesellschaft Saarland mbH, 
Saarbrücken,

π � der stellvertretenden Präsidentin 
Elke Wagner, Geschäftsführerin der 
GSG Gemeinnützige Siedlungsge-
sellschaft mbH, Neunkirchen,

π � dem stellvertretenden Präsidenten 
Peter Edlinger, Geschäftsführer der 
SIB Saarbrücker Immobilienverwal-
tungs- und Baubetreuungsgesell-

schaft mbH, Saarbrücken.

Zum Vorstand des VdW 
saar wurde Burghard 
Schneider, Direktor des 
VdW Rheinland Westfalen, 
bestellt.

Der VdW saar ist ein Inter-
essen- und Beratungsverband, der eine 
Mitgliedschaft im GdW Bundesverband 

deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen e. V. anstrebt. Er will sich 
am gemeinsamen Drei-Länder-Büro 
des VdW Rheinland Westfalen und des 
VdW südwest beteiligen, das in diesem 
Fall zu einem gemeinsamen Vier-Län-
der-Büro der drei Verbände erweitert 
würde und dann für die Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen in den 
vier Bundesländern Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saar-
land tätig ist.

Der neue Verband hat am 20. Novem-
ber 2006 eine Veranstaltungsreihe 
„Zukunft Saarland“ gestartet, in deren 
Rahmen als erstes Thema das „Wohnen 
und Leben im Alter“ in den Mittelpunkt 
gestellt wurde. Der Fachkongress in 
Saarbrücken, an dem über 200 Per-
sonen teilnahmen, fand ein sehr großes 
Medieninteresse im Saarland.

Spitzenverbände der 
Immobilienverbände

Unter der neuen Bezeichnung „Bundesver-
einigung Spitzenverbände der Immobili-
enwirtschaft“ (BSI) wollen die wichtigsten 
Interessenvertretungen aus der Wohnungs- 
und Immobilienbranche ihre Zusammenar-
beit künftig weiter intensivieren.

Der Bundesvereinigung Spitzenverbände 
der Immobilienwirtschaft gehören derzeit 
der Bundesverband Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen (BFW), der GdW, 
die Eigentümerschutz-Gemeinschaft Haus 
& Grund, der Bundesfachverband Woh-
nungs- und Immobilienverwaltung (BFW), 
der Dachverband Deutscher Immobilien-
verwalter (DDIV) sowie der Verband deut-
scher Pfandbriefbanken (vdp) an.

BSI: Neuer Name 
und schärferes Profil  

Weitere Informationen zur BSI im Inter-
net unter www.immobilienverbaende.de 
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DVBN Deutsches Vergabe- und Beschaffungsnetz

Seit kurzem ist eine neue elektronische Ver-
gabeplattform im Internet zu erreichen, die 
die neu gegründete DVBN Deutsches Ver-
gabe- und Beschaffungsnetz GmbH auf Ini-
tiative des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks sowie des Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes eingerichtet hat.

Die als Holding mit den Tochterunterneh-
men DVN Deutsches Vergabenetz GmbH, 
ventasoft GmbH und altenda GmbH ge-
gründete DVBN hat sich zum Ziel gesetzt, 
die bauwirtschaftlichen Prozesse zu ver-

Online-Vergabeplattform gewährleistet  
effiziente Auftragsabwicklung 

einfachen und ihre Effektivität, Effizienz 
und Transparenz zu erhöhen, angefan-
gen bei der Vergabe über die Beschaffung 
bis hin zu der Finanzierung. Indem alle 
Marktteilnehmer – öffentliche und private 
Auftraggeber, Architekten, Handwerker 
ebenso wie die Bauunternehmen – einbe-
zogen werden, wird eine Vernetzung der 
gesamten Branche angestrebt.

Mehr Informationen im Internet 
unter www.dvbn.de 

Am 7. November 2006 fand in Bo-
chum die gemeinsame Tagung „Aktu-
elles Steuerrecht“ des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest 
statt. In der wieder überaus gut be-
suchten Veranstaltung der traditio-
nellen Reihe ging es um eine Vielzahl 
von Fragestellungen.

Zunächst wurden das Gesetz 
zur steuerlichen Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung, 
das Haushaltsbegleitgesetz, das 
Steueränderungsgesetz 2007, der 
aktuellen Sachstand zu § 38 KStG 
(Rückzahlung von Geschäftsanteilen 
bei Genossenschaften), das Einbezie-
hen „des Wohnens“ in die geförderte 
Altersvorsorge, die Einführung deut-
scher REITs und die geplante große 
Steuerreform 2008 behandelt.

Im zweiten Komplex ging es um die 
Behandlung von Aufsichtsratsvergü-
tungen, haushaltsnahe Dienstleis-
tungen, Betriebsveranstaltungen, 
Teilwertabschreibung bei Wohnge-
bäuden (aktuelle Rechtsprechung des 
BFH) sowie die Herabsetzung des 
Sparerfreibetrages (Auswirkungen 
für Genossenschaften).

Schließlich wurden die EK 02-Pro-
blematik, das neue BMF-Schreiben 
zur Gesellschafterfremdfinanzierung, 
„Vermietungsgenossenschaften: Ver-
mietung an Bedürftige“, die Erhöhung 
des allgemeinen Steuersatzes auf 19 
Prozent, Sponsoringmaßnahmen 
sowie aktuelle Urteile zur erweiterten 
Gewerbesteuerkürzung thematisiert.

Vielzahl von 
Themen 
erörtert

Tagung 
„Aktuelles Steuerrecht“

Die Tagungsunterlagen können 
bei Jürgen Gnewuch 
Tel.: 0211 16998-28
E-Mail j.gnewuch@vdw.rw.de 
zum Preis von 50 Euro 
angefordert werden. 

Wettbewerb der IKEA Stiftung 

Anlässlich ihres 25-jährigen Jubiläums hat 
die IKEA Stiftung einen Wettbewerb un-
ter dem Motto „Denke lieber ungewohnt“ 
ausgelobt. Prämiert werden die zehn inno-
vativsten Ideen und Konzepte rund um das 
Wohnen in der Zukunft. Deren Umsetzung 
wird mit einer „Starthilfe“ in Höhe von 
jeweils 25.000 Euro unterstützt.

Eingereicht werden sollen bis zum 31. 
Januar 2007 Ideen aus den Bereichen 
Architektur, Design, Ökologie und Ver-
braucherschutz, die „zukunftsweisend, 
nützlich, originell und praktisch sowie 
noch im Jahr 2007 realisierbar sind“. Es 

„Denke lieber ungewohnt“-Preis 
mit 25.000 Euro dotiert 

gelte, mit pfiffigen Lösungen insbesondere 
den Herausforderungen im Wohnumfeld 
zu begegnen.

Der fünfköpfigen Jury gehören u. a. Ar-
min Maiwald, Autor und Miterfinder der 
„Sendung mit der Maus“, sowie Prof. Rita 
Süssmuth, ehemalige Bundesministerin 
für Jugend, Familie und Gesundheit und 
Bundestagspräsidentin a. D., an.

Nähere Informationen zu dem  
Wettbewerb im Internet unter 
www.ikea-stiftung.de

Bürokratieabbau

Das kürzlich in Kraft getretene „Erste Gesetz 
zum Abbau bürokratischer Hemmnisse insbe-
sondere in der mittelständischen Wirtschaft“ 
hat auch Auswirkungen auf den Datenschutz.

Gemäß dem geänderten § 4 Bundesdaten-
schutzgesetz entfällt die Pflicht zur Bestel-
lung eines Datenschutzbeauftragten und 
auch die grundsätzliche Meldepflicht an die 
Datenschutz-Aufsichtsbehörde, wenn bei 
Unternehmen in der Regel höchstens neun 

Datenschutzbeauftragter  
erst ab zehn Personen nötig

Personen einschließlich des Vorstands bzw. 
der Geschäftsführung statt bisher vier Per-
sonen ständig mit der automatisierten (z. B. 
PC-) Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener Daten beschäftigt sind.

Werden die Daten nicht automatisiert, ver-
arbeitet oder genutzt, ist wie bisher ein 
betrieblicher Datenschutzbeauftragter zu 
bestellen, wenn mindestens 20 Personen 
damit beschäftigt sind.�
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Verein „Marketinginitiative der Wohnungsbaugenossenschaften  
Deutschland e. V.“ gegründet

Am 18. Oktober 2006 wurde in 
Berlin der Verein „Marketingini-
tiative der Wohnungsbaugenos-
senschaften Deutschland e. V.“ 
gegründet. Er tritt die organisa-
torische Nachfolge der bisher 
ehrenamtlich geführten Marke-
tinginitiative „Typisch Genossen-
schaften“ an und will unter einer 
gemeinsamen Dachmarke die 
Vorteile des genossenschaftlichen 
Wohnens deutlich machen.

Dem neuen Verein sind 24 regionale Ver-
bünde aus Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Berlin, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und Hessen beigetreten. Sie reprä-
sentieren rund 300 Wohnungsgenossen-
schaften mit zusammen rund 600.000 
Wohnungen. Darüber hinaus sind dem 
Verein einschließlich des GdW fünf regi-
onale wohnungswirtschaftliche Verbände 
– darunter auch der VdW Rheinland West-
falen – als Fördermitglieder beigetreten. 

Zum Vorsitzenden des Vorstandes wurde Hel-
mut Knüpp (Vorstandsvorsitzender Wanken-
dorfer Baugenossenschaft für Schleswig-Hol-
stein eG, Kiel) gewählt. Ferner gehören dem 
Vorstand Dirk Lönnecker (Vorstandsmitglied 
Berliner Bau- und Wohnungsgenossenschaft 
1892 eG) und Ulrich Stallmann (Vorstands-
vorsitzender Walddörfer Wohnungsbauge-
nossenschaft eG, Hamburg) an. 

Seinen Sitz hat der Verein in Berlin in den 
Räumlichkeiten des GdW. In einer Verein-
barung mit dem GdW wurde dem Verein 
in der Anlaufphase auch eine Nutzung der 
Infrastruktur des GdW zugestanden. Ab 
dem 1. Januar 2007 hat der Verein einen 
hauptamtlichen Mitarbeiter.

Wohnungsbaugenossenschaften  
bündeln ihre Marketingaktivitäten bundesweit 

Zur Finanzierung des Vereins 
wurde eine Umlage von 0,20 
Euro pro Wohnung beschlos-
sen. Somit stehen dem Verein 
im Jahr rund 120.000 Euro zur 
Verfügung. Neben den Perso-
nalkosten sollen diese Mittel 
im Jahr 2007 insbesondere 
für die Weiterentwicklung der 
Marke und des Internetauftritts 
(www.wohnungsbaugenossen-
schaften.de) eingesetzt werden. 

Es ist Beschlusslage, dass der Verein keine 
Interessenvertretung der Wohnungsge-
nossenschaften durchführt.

Als gemeinsames äußeres Zeichen set-
zen die Wohnungsgenossenschaften in 
ihrer nach wie vor individuellen Werbung 
zusätzlich zum eigenen Erscheinungs-
bild das Logo der Wohnungsbaugenos-
senschaften Deutschland ein. Einer ent-
wickelten Markenstrategie folgend wird 
das Logo künftig mit dem Claim „Entdecke 
die Nachbarschaft für dich!“ ergänzt. Ob 
sich die Genossenschaft selbst als „guter 
Nachbar“ versteht oder es um die Hausge-
meinschaft in einer Genossenschaft geht, 
lässt der Claim bewusst offen. Seine Bot-
schaft liegt in der Bedeutung des Begriffs 
„Nachbarschaft“ als zugewandtes Mitein-
ander statt anonymem Nebeneinander. 
Logo und Claim sind aber nur die ersten 
Schritte in der Umsetzung der umfas-
senden Markenstrategie.

Für Fragen steht Dr. Gerhard Jeschke, 
Referent Genossenschaftswesen,  
im Drei-Länder-Büro unter 
g.jeschke@vdw-rw.de 
zur Verfügung.

Arbeitsgemeinschaft Münster / Münsterland im Internet

In der regionalen Arbeitsgemeinschaft Müns-
ter / Münsterland des VdW Rheinland West-
falen haben sich 13 Wohnungsunternehmen 
mit rund 20.000 Wohnungen zusammenge-
schlossen und präsentieren in einem neuen 
gemeinsamen Internetportal www.wohnungs-
markt-muensterland.de ihre Angebote.

Gemeinsamer Internetauftritt 
Innerhalb des Portals können Wohnungs-
interessenten Wohnungsangebote im ge-
samten Münsterland einschließlich der 
Stadt Münster abrufen. Mehrere der 26 
regionalen Arbeitsgemeinschaften im 
VdW Rheinland Westfalen verfügen be-
reits über gemeinsame Internetportale.�

Während in Deutschland einige Kom-
munen weitere Wohnungsverkäufe pla-
nen, schlägt das Pendel in den USA in 
die entgegengesetzte Richtung. Immer 
mehr Städte kaufen und bauen Apart-
mentkomplexe.

Grund sind die drastischen Preisan-
stiege am Eigenheimmarkt in den 
vergangenen Jahren. Viele junge Fa-
milien können sich ein eigenes Haus 
nicht mehr leisten. Zudem können 
zahlreiche Grundeigentümer wegen 
des Zinsanstiegs ihre Hypothekendar-
lehen kaum noch bedienen. Im Fall ei-
ner Zwangsversteigerung müssen die 
Kommunen die betroffenen Familien 
mit Wohnraum versorgen.

Vorreiter des neuen Trends ist 
Waltham, Massachusetts. Im ver-
gangenen Jahr erwarb die Stadt einen 
Apartmentkomplex mit mehr als 
200 Wohnungen sowie zwei große 
Mietshäuser im Zentrum, deren 60 
Einheiten in Eigentumswohnungen 
umgewandelt werden sollten. Jetzt hat 
der Stadtrat beschlossen, noch eine 
weitere Apartmentanlage mit über 250 
Wohnungen aufzukaufen.

San Diego will verfallende, leer stehen-
de Mietkasernen aus den 30er-Jahren 
aufkaufen und durch bis zu 1.000 neue 
Wohnungen ersetzen. 3,5 Millionen 
US-Dollar (2,77 Millionen Euro) wur-
den bereits in den Haushalt eingestellt.

In Moorpark, Kalifornien, diskutiert der 
Stadtrat derzeit sogar über die Verstaatli-
chung mehrerer heruntergekommener 
Wohnanlagen. Die bisherigen Eigentü-
mer hatten die Gebäude verfallen lassen 
und hofften darauf, auf den Flächen 
lukrativere Einkaufszentren oder Eigen-
tumswohnungen errichten zu können.

Das Eminent-Domain-Gesetz gibt US-
Kommunen die Möglichkeit, Grund-
stücke oder Gebäude zu verstaatlichen, 
wenn die Eigentümer ihren Besitz 
„nicht zum Wohl der Allgemeinheit“ 
verwenden.

Städte kaufen  
Wohnungsbestände 

Neuer Trend in den USA
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Von der Stadtentwicklung bis zur Altersvorsorge

Am 18. und 19. Oktober 
2006 fand im Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung die 
Abschlusspräsentation des 
ExWoSt-Forschungsfeldes 
„Modelle genossenschaft-
lichen Wohnens“ statt. 

In der Eröffnung betonte 
die Parlamentarische 
Staatssekretärin im Bun-
desministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Karin Roth, dass 
die demographische Ent-
wicklung und die Verände-
rung der Lebensstile dem 
genossenschaftlichen Wohnen zu neuer 
Attraktivität verhelfen. Sie betonte, dass 
die künftige Förderung der Wohnimmo-
bilie im Rahmen von „Wohn-Riester“ auch 
den Erwerb von Genossenschaftsanteilen 
einschließen solle.

Wohnungspolitik entdeckt  
die Wohnungsgenossenschaften

Die wohnungspolitischen Sprecherinnen 
und Sprecher der im Bundestag vertre-
tenen Parteien sprachen sich für die Stär-
kung der Genossenschaften aus. Gleich-
zeitig warnten sie jedoch davor, den Ge-
nossenschaften Aufgaben zuzuweisen, 
die von der Politik nicht bewältigt werden 
können. 

Modelle genossenschaftlichen Wohnens 
ExWoSt-
Forschungsprojekt

Das im Rahmen des Ex-
perimentellen Wohnungs- 
und Städtebaus (ExWoSt) 
angesiedelte Forschungs-
projekt bezieht sich auf 
die konkrete Umsetzung 
der Handlungsempfeh-
lungen aus dem Gutach-
ten der Expertenkommis-
sion „Wohnungsgenossen-
schaften“ vom April 2004. 
Es gliedert sich in die bei-
den Teilprojekte „Alters-
vorsorge und Wohnungs-
genossenschaften“ und 

„Erschließen von Genossenschaftspoten-
zialen“. 

Altersvorsorge und Genossenschaften

Im Forschungsbereich „Altersvorsorge“ 
wurden insbesondere die Zeichnung zu-
sätzlicher Geschäftsanteile, das Dauer-
wohnrecht und die genossenschaftliche 
Spareinrichtung dahingehend untersucht, 
wie mit diesen Instrumenten eine Ent-
lastung der Wohnkosten im Alter erreicht  
werden kann. Dabei wurde die Zeichnung 
von Geschäftsanteilen als die „genossen-
schaftlichste Lösung“ herausgestellt.

Erschließen von 
Genossenschaftspotenzialen

Der Forschungsbereich „Genossen-
schaftspotenziale“ wurde in drei Kategorien 
unterteilt: „Wohnraumversorgung für Ziel-
gruppen“, „Quartiersentwicklung und -sta-
bilisierung“ sowie „Unterstützungsstruk-
turen und Kooperationen“. Insgesamt 21 
Projekte wurden für diese drei Forschungs-
felder ausgewählt. Dabei waren sowohl be-
stehende Wohnungsgenossenschaften, als 
auch neu gegründete Genossenschaften 
und Bewohnerinitiativen vertreten. 

Im Bereich „neue Zielgruppen“ stellte sich 
heraus, dass Haushalte mit Migrationshin-
tergrund eine zunehmende Bedeutung 
für die Wohnungsgenossenschaften be-
kommen. Bei der Quartiersentwicklung 
zeigte sich auch bei den neuen Genossen-
schaften, dass die Aktivitäten zunehmend 
auf das Quartier ausgerichtet werden. 

Bei den Rahmenbedingungen für die för-
derlichen Strukturen wurde deutlich, dass 
sich bestehende Genossenschaften ver-
stärkt der Mitgliederbindung und Mitglie-
derwerbung zuwenden. In diesem Zusam-
menhang haben Kooperationen eine große 
Bedeutung. Kleine Genossenschaften dürf-
ten sich auf Dauer ihre Wirtschaftlichkeit 
und Eigenständigkeit nur durch neue Ko-
operationsformen erhalten. 

Der Abschlussbericht kann 
im Internet unter  
forschung.wohnen@bbr.bund.de 
beim BBR Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung bezogen werden.

Neuer Name des AGV

In der diesjährigen Mitglieder-
versammlung des Arbeitgeber-
verbandes der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft (AGV) im 
Oktober 2006 in Nürnberg wurde 
beschlossen, dass der Verband 
künftig „Arbeitgeberverband der 
Deutschen Immobilienwirtschaft e. V.“ heißt.

Neben verschiedenen Berichten und der 
Genehmigung des Jahresabschlusses 2005 

Arbeitgeberverband der  
Deutschen Immobilienwirtschaft 

warf der Vorsitzende des Vor-
standes Ulrich A. Büchner ei-
nen Blick in die Zukunft. Man 
werde abwarten müssen, in 
welcher Form der Gesetzgeber 
auf die sich rasch ändernden 
Rahmenbedingungen in der 

Wirtschaft, insbesondere die demogra-
phischen Entwicklungen, reagiere. Man 
müsse tarifpolitisch ggf. flankierende 
Maßnahmen ergreifen. Dies werde sehr 

Die nächste Mitgliederversammlung 
des AGV findet am 23. Oktober 2007 
in Leipzig statt.

sorgfältig beobachtet. Zudem müsse die 
Flexibilisierung der Tarifverträge in der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
fortgesetzt werden. Schwerpunkt seien 
aus Sicht des Arbeitgeberverbandes die 
derzeit noch zu starren Vergütungsstruk-
turen. Gespräche hierzu würden mit den 
Gewerkschaften in Kürze stattfinden.
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Preis  
für exzellente Architektur 

Nordstern-Architektur in USA ausgezeichnet

Der formvollendete Um-
bau der Zeche Nordstern 
in Gelsenkirchen durch 
die THS TreuHandStelle 
für Bergmannswohn-
stätten in eine moderne 
Bürolandschaft, die noch 
den Charme historischer 
Zechenarchitektur ausstrahlt, findet 
auch in den USA Anerkennung.

In einem Wettbewerb für „exzellente 
Architektur“, den die Fachzeitschrift 
„Architectural Record“ gemeinsam 
mit der Wirtschaftszeitung „Business 
Week“ in New York ausgelobt hat, 
wurde Nordstern zusammen mit sechs 
weiteren Bauten aus aller Welt mit 
einem Preis bedacht. Die Auszeich-
nung konnten Vertreter der THS am 
11. Oktober 2006 auf einer Architektur-
konferenz des Fachblattes „Architectu-
ral Record“ entgegennehmen.

Es ist nicht die erste 
Auszeichnung für den 
nicht nur von Fachleu-
ten gelobten Umbau 
der imposanten, von 
den renommierten 
Industriearchitekten 
Fritz Schupp und Mar-

tin Kremmer in den zwanziger Jahren 
geschaffenen Zechenarchitektur. Im 
vergangenen Jahr wurde die Nordstern-
Architektur durch die Architekten-
kammer Nordrhein-Westfalen und das 
Landesbauministerium zusammen mit 
27 weiteren nordrhein-westfälischen 
Bauten belobigt. Zuvor hatte der Um-
bau unter der Federführung des Büros 
PASD Feldmeier + Wrede bereits eine 
der fünf Auszeichnungen des von 
E.ON Ruhrgas unter der Schirmherr-
schaft der Bundesarchitektenkammer 
ausgelobten Deutschen Architektur-
preises erhalten.

Deutscher Landschafts-
architektur-Preis 2007

Der deutsche Landschaftsarchitektur-Preis 
2007 soll eine zeitgemäße sozial und ökolo-
gisch orientierte Freiraum- und Landschafts-
planung und dabei herausragende Planungs-
leistungen mit ästhetisch anspruchsvollen 
und innovativen Lösungen würdigen.

Projekte, die auch über Auftraggeber ein-
gereicht werden können, dürfen nicht äl-
ter als fünf Jahre sein und müssen bis 
zum 17. Januar 2007 vorliegen. Die Jury 
des Bundes unter Vorsitz des Präsidenten 
deutscher Landschaftsarchitekten (bdla), 
Adrian Hoppenstedt, kann zwei Preise in 
Form von Kunstobjekten vergeben und bis 
zu acht Projekte mit Urkunden auszeich-
nen. Schirmherr des Wettbewerbs ist Bun-
desbauminister Wolfgang Tiefensee.

Ästhetisch 
anspruchsvolle  
und innovative  
Wohnumfeld-
Lösungen erwünscht 

Weitere Informationen unter  
www.bdla.de 

Politik

Endlich Einigung in der Bundesregierung

Die Bundesvereinigung Spitzenverbände der 
Immobilienwirtschaft (BSI) hat den zwischen 
dem beteiligten Bau-, Wirtschafts- und Um-
weltministerium gefundenen Kompromiss 
zur Einführung eines Energieausweises 
für den Gebäudebestand als vertretbare 
Lösung begrüßt.

Zur Einführung eines Energieausweises 
für den Gebäudebestand ist endlich ein 
Kompromiss in der Bundesregierung 
gefunden. Offiziell bestätigt gilt danach 
bis zum 31. Dezember 2007 die uneinge-
schränkte Wahlfreiheit zwischen Bedarfs- 
und Verbrauchsausweisen für alle Gebäu-
de. Alle Bedarfs- und Verbrauchsausweise, 
die in der Übergangszeit zwischen In-
krafttreten der novellierten Verordnung 
und dem Ablauf 2007 nach den Anfor-

Der neue Energieausweis wird ab 1. Januar 2008 Pflicht 
derungen der EnEV ausgestellt wurden, 
haben zehn Jahre Gültigkeit.

Ab 1. Januar 2008 besteht die Pflicht zum 
Bedarfsausweis für Gebäude mit bis zu vier 
Wohnungen, die vor 1978 und damit vor 
Wirksamwerden der ersten Wärmeschutzver-
ordnung errichtet wurden. Ausgenommen 
von dieser Pflicht werden Wohngebäude, 
die in der Zwischenzeit saniert worden sind 
und mindestens den energetischen Stand 
der ersten Wärmeschutzverordnung erreicht 
haben; für diese besteht Wahlfreiheit. Für 
alle Wohngebäude, die nach 1978 errichtet 
wurden, kann zwischen beiden Ausweisarten 
uneingeschränkt gewählt werden.

Als „vertretbare Lösung“ wurden diese Rege-
lungen von der BSI begrüßt. Zwar enthalte 

der Kompromiss nicht die von der Bundes-
vereinigung geforderte, uneingeschränkte 
Wahlfreiheit für alle Hauseigentümer, mit 
der die wirtschaftlich sinnvollste Lösung er-
zielt worden wäre. Dennoch gehe der Kom-
promiss in die richtige Richtung. Bis die 
Neuregelung Anfang 2008 in Kraft tritt, 
stehe für alle Hausbesitzer – unabhängig 
von der Anzahl der Wohnungen und dem 
Baujahr – auch die uneingeschränkte Wahl-
möglichkeit offen. Jeder Eigentümer, der 
sich noch 2007 den günstigen Verbrauchs-
ausweis ausstellen lässt, habe damit seine 
Pflicht erfüllt. Er dürfe diesen Energieaus-
weis zehn Jahre lang Miet- und Kaufinteres-
senten vorlegen. Damit habe die Mehrzahl 
der Hauseigentümer die Möglichkeit, die 
wirtschaftlich und ökologisch vernünftigste 
Ausweisvariante zu wählen.�
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BIDs weisen den Weg für neue Kooperationen in den Städten

„BIDs weisen den Weg für neue Kooperati-
onen in den Städten“, sagte DIHK-Haupt-
geschäftsführer Martin Wansleben in Berlin 
bei der Eröffnung des vom Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
der Bauministerkonferenz und dem Deut-
schen Industrie- und Handelskammertag 
(DIHK) veranstalteten Kongresses „Stadt 
als Motor von Wachstum und Innovation“ 
am 30. und 31. Oktober 2006 in Berlin.

Demographischer Wandel, Globalisierung, 
Verankerung der Nachhaltigkeit auf lokaler 
Ebene, neue Beteiligungskultur – die Stadt-
entwicklung steht zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts vor einer Vielzahl neuer Heraus-
forderungen. Stadtentwicklung, die nachhal-
tig und zukunftsfähig sein will, muss neue 
Wege wagen, muss alle vor Ort verfügbaren 
Ressourcen ausschöpfen, Verantwortungen 
neu definieren, Kräfte bündeln.

Mit diesem Tenor sprachen eingangs des 
Kongresses Bundesstadtentwicklungsmi-
nister Wolfgang Tiefensee und Prof. Dr. 
Dieter Läpple von der Technischen Uni-
versität Hamburg-Harburg. 

Die Stadt als Chance begreifen

Bezogen auf die aktuelle Diskussion um 
die so genannte Unterschicht appellierte 

„Hundert Mal mein Wohl  
ist noch lange nicht Gemeinwohl“

Tiefensee eindringlich an alle Akteure, den 
Bogen von Licht und Schatten in der Stadt 
zu schlagen, die Stadt vor allem als Chance 
anzunehmen, denn „hundert Mal mein 
Wohl ist noch lange kein Gemeinwohl.“

Läpple definierte die heutige Stadt als 
Möglichkeitsraum entstandardisierter 
Lebensweisen und stellte als belegbare 
Trendwende fest, dass die Kernstädte von 
1997 bis 2004 wieder eine stärkere Dyna-
mik aufweisen. Der Staat sei nicht mehr 
der Problemlöser, sondern könne nur da-
bei helfen, dass die Probleme von der Ge-
sellschaft gelöst werden können. Zentrale 
Aufgabe der Kommunen sei es, nicht mehr 
Endprodukte zu schaffen, sondern Pro-
zesse zu organisieren. Die Unternehmen 
wählten in diesem Kontext die Strategie 
des „exit“ oder der „corporate social res-
ponsibility and loyalty“.

Zusammenarbeit von Kommunen  
und Wirtschaft

Partnerschaften zwischen öffentlicher und 
privater Hand, die sowohl unternehme-
risches Engagement und privates Kapi-
tal für das Gemeinwesen aktivieren, als 
auch erfolgreiche Instrumentarien zur 
Förderung lokaler Wirtschaft entwickeln, 
sind das Modell einer interdisziplinären, 

integrierten und partnerschaftlichen He-
rangehensweise, die im In- und Ausland 
beachtliche Erfolge verbuchen konnte. 

Mikrofinanzierung und lokale 
Förderung

Internationale Referenten präsentierten 
erfolgreiche Mikrofinanzierungsansätze 
und Maßnahmen lokaler Wirtschaftsför-
derung. Die mögliche Rolle der Banken 
in der Stadtentwicklung kam im Kongress 
ebenso zur Sprache wie die Chancen der 
Städte, ihrerseits Wachstum und Innova-
tion vor Ort zu fördern. Analysiert und 
verglichen wurden zudem Aktivitäten 
im Sinne von „Business Improvement 
Districts“ bzw. Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften in Hamburg, Hessen 
und Nordrhein-Westfalen.

Wansleben stellte zum Thema BIDs klar, 
dass es nicht darum gehe, dass Unterneh-
men Aufgaben der öffentlichen Daseins-
vorsorge übernehmen. Mit den BID-Pro-
jekten würden so genannte On-top-Leis-
tungen seitens der Unternehmen geplant 
und finanziert.�

Bundeskongress

Bundeslandwirtschaftsminister Horst See-
hofer nahm den Bundeskongress „Länd-
liche Räume“ am 5. Oktober 2006 in Berlin 
zum Anlass, an alle Akteure in den länd-
lichen Regionen zu appellieren, sich an 
einem „Marshallplan der innovativen Ideen 
und Konzepte für außerstädtische Gebiete 
zu beteiligen“.

Als Auftakt einer breit angelegten Debatte 
über die Zukunft der ländlichen Räume in 
Deutschland sollen dem Kongress weitere 

Zukunft der ländlichen Räume 
Konferenzen auf regionaler Ebene unter 
Einbeziehung aller Beteiligten aus Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft folgen.

Der Minister machte in seinen Ausfüh-
rungen deutlich, dass eine nachhaltige 
Entwicklung jenseits der Städte nur mög-
lich sei, wenn die regionale Vielfalt aner-
kannt und auf die Steigerung der Lebens-
qualität im ländlichen Raum hingewirkt 
werde. Dazu gehöre neben der Schaffung 
solider Infrastruktur durch das Angebot 

von Ärzten, Krankenhäusern, Kindergär-
ten, Schulen und sozialen Einrichtungen 
„auch der unbeschwerte Zugang zu Na-
tur und zu Kulturlandschaften“. Um den 
regionalen Zusammenhalt zu stärken 
seien eine dezentrale Organisation und 
Vernetzung bürgerschaftlicher Initiative 
wichtig.

Mit dem Ziel, eine breit angelegte Diskus-
sion anzustoßen und neue Ideen zusam-
menzutragen, hat das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz ein Internetforum zum 
Thema unter www. bundeskongress-laend-
liche-raeume.de eingerichtet. �
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Shell Jugendstudie 2006 thematisiert demographischen Wandel

Die im September veröffentlichte 15. Shell-
studie „Jugend 2006“ stellte zum ersten 
Mal Fragen, die mit dem demographischen 
Wandel der Gesellschaft in Zusammenhang 
stehen. Ausgewählte Ergebnisse der Studie 
sind für die Wohnungswirtschaft von Inter-
esse. So stellte bereits der 5. Gemeinsame 
Genossenschaftstag 2006 in Dortmund die 
junge Generation in den Mittelpunkt des 
Kongresses.

„Jugend 2006 – Eine 
pragmatische Gene-
ration unter Druck“, 
lautet der Titel der 15. 
Shell  Jugendstudie 
und gibt damit bereits 
in knappster Zusam-
menfassung die Ergeb-
nisse im Trend wieder. 
Sie wurde gemeinsam 
von den Bielefelder 
Sozialwissenschaftlern 
Professor Dr. Klaus 
Hurrelmann (einer der 
Referenten auf dem 
5. Gemeinsamen Ge-
nossenschaftstag) und 
Professor Dr. Mathias Albert und einem 
Expertenteam des Münchner Forschungs-
instituts TNS Infratest Sozialforschung 
unter Leitung von Ulrich Schneekloth 
verfasst.

Die Experten befragten Anfang dieses 
Jahres mehr als 2.500 Jugendliche im 
Alter von 12 bis 25 Jahren zu ihrer Le-
benssituation, ihren Glaubens- und Wert-
vorstellungen und ihrer Einstellung zur  
Politik. 

Leistungsbereit mit Sinn für das 
Machbare und familienverbunden

„Die heutige junge Generation stellt sich 
mit einem ausgesprochen pragmatischen 
Zugang den Herausforderungen in un-
serer Gesellschaft“ lautet das zentrale Er-
gebnis der Befragung. Die Verfasser sehen 
darin ihren bereits vor vier Jahren in der 
14. Shell Jugendstudie 2002 herausgestell-
ten Befund aktuell aufs Neue bestätigt.

Eine pragmatische  
Generation unter Druck

Leistungsbereitschaft, Engagement und 
eine Orientierung an den konkreten und 
nahe liegenden Problemen prägen die 
Grundhaltung dieser Generation. Die Be-
deutung von Familie und privatem Freun-
deskreis, die den Jugendlichen als Rück-
halt dienen und Sicherheit vermitteln, ha-
ben sogar noch weiter zugenommen. Bei 
einer sensiblen Wahrnehmung von gesell-

schaftlichen Problemen 
überwiegt jedoch auch 
weiterhin eine positive 
persönliche Zukunfts-
aussicht. „Von Resigna-
tion und Ausstieg in ver-
meintliche jugendliche 
Ersatzwelten kann nach 
wie vor keine Rede sein. 
Die pragmatische Gene-
ration ist inzwischen al-
lerdings deutlich stärker 
unter Druck geraten“, so 
die Verfasser.

Unter ausgewählten 
Zwischenüberschriften 
gibt die Studie Haupter-
gebnisse der Befragung 

wieder, die für die Gestaltung eines zu-
kunftsicheren Wohnens und Lebens mit 

Blick auf die Jugend als „Teil der Zukunft“ 
von Bedeutung sind.

Gemischte Zukunftsaussichten

Die Zukunftsaussichten erscheinen im Er-
gebnis gemischt. Gegenüber 2002 sind die 
Sorgen, den Arbeitsplatz zu verlieren oder 
keine adäquate Beschäftigung finden zu 
können, bei der Jugend gewachsen. Auch 
die Angst vor der schlechten wirtschaft-
lichen Lage und vor steigender Armut hat 
in den letzten vier Jahren zugenommen.

Schlüsselfrage Bildung

Die Studie bestätigt an dieser Stelle den 
Befund der PISA-Studien: „Jugendliche 
aus den sozial privilegierten Elternhäusern 
besuchen aussichtsreichere Schulformen 
und durchlaufen in der Regel hochwertige 
berufliche Ausbildungen einschließlich 
Hochschulgängen. Jugendliche aus der 
Unterschicht hingegen finden sich häu-
figer an Hauptschulen und Sonderschulen 
wieder.“ Weiterhin wird festgestellt, dass 
die Bildungswelten und die damit ver-
bundenen, persönlichen Chancen weiter 
auseinander driften.

Bedeutungszuwachs der Familie

Für die Wohnungswirtschaft ist der Befund 
der Studie unter dem Stichwort ‚Familie‘ von 
Interesse, wonach 73 Prozent der Jugend-
lichen im Alter von 18 bis 21 Jahren noch bei 
ihren Eltern wohnen. Bei den 22- bis 25-Jäh-
rigen sind es immerhin noch 34 Prozent.
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Freizeit und Gesundheit

Der sozialen Spreizung der Bildungschan-
cen vergleichbar nisten sich soziale Un-
gleichheiten auch ins Familienleben ein 
und wirken von hier aus in die anderen ju-
gendlichen Lebenswelten hinein, wie z. B. 
in das Freizeit- und Gesundheitsverhalten. 
Drohende Arbeitslosigkeit, eingeschränkte 
Bildungschancen und schlechte Wohn-
verhältnisse, so die Studie, werden sich 
weiterhin negativ auf die Gesundheit und 
das Gesundheitsverhalten Jugendlicher 
auswirken.

Politik und Gesellschaft

Weitere Hauptergebnisse der Studie be-
fassen sich mit dem Interesse der Jugend-
lichen an Politik und Gesellschaft sowie 
mit ihren Einstellungen zur Demokratie 
und Politik.

Wenn auch alles in allem die Politik für die 
Mehrheit der Jugendlichen heute keinen 
eindeutigen Bezugspunkt mehr darstellt, 
an dem man sich orientiert, so gehört der 
Einsatz für gesellschaftliche Angelegen-
heiten und für andere Menschen heute, 
trotz des geringen Interesses an Politik, 
ganz selbstverständlich zum persönlichen 
Lebensstil dazu.

Jugendliche engagieren sich in ihrer Frei-
zeit für die unterschiedlichsten Dinge, z. 
B. für sozial schwache oder benachteiligte 
Menschen, für ein besseres Zusammenle-
ben, auch für Sicherheit und Ordnung im 
Wohngebiet.

Die 15. Shell Jugendstudie ist im 
Fischer Taschenbuch Verlag unter 
dem Titel „Jugend 2006 – Eine prag-
matische Generation unter Druck“ 
erschienen (ISBN 3-596-17213-6, 14,95 
Euro). Weitere Informationen zur Stu-
die bietet das Internet unter  
www.shell-jugendstudie.de

Erster Bericht über die Situation der Heime und die Betreuung der Bewohner

Ende Oktober 2006 hat das Bundessenio-
renministerium den ersten „Bericht über 
die Situation der Heime und die Betreuung 
der Bewohner“ veröffentlicht, der mit Un-
terstützung der Länder, der Wohlfahrtsver-
bände, von Verbänden privater Leistungs-
anbieter und weiterer Experten aus Wissen-
schaft und Praxis erarbeitet worden ist.

Zum einen dokumentiert der Bericht 
Verbesserungen der Heimversorgung in 
Deutschland bezogen auf die immer grö-
ßere Verbreitung von Wohnmodellen, in 
denen die Bewohner ihren Alltag so selbst-

„Dezentralisierung, Normalisierung, Individualisierung“ 
ständig wie möglich gestalten können und 
sich zugleich sicher und kompetent ver-
sorgt fühlen. Zum anderen wird auf De-
fizite hingewiesen – etwa die Ausrichtung 
der Betreuungskonzepte auf demenzkran-
ke Menschen.

Zu den im Bericht aufgeführten, vordring-
lichen politischen Zielsetzungen zählt der 
zielstrebige und bedarfsgerechte Ausbau 
von Wohn- und Betreuungsformen, die 
auf die individuellen Bedürfnisse der Men-
schen Rücksicht nehmen. Immer wich-
tiger, auch im Hinblick auf die Novellie-

Der Bericht kann im Internet beim 
Bundesministerium für Familie,  
Senioren, Frauen und Jugend unter 
www.bmfsfj.de  
abgerufen werden.

rung der Pflegeversicherung, sind in die-
sem Zusammenhang Lösungen zwischen 
stationärer und ambulanter Versorgung 
und eine Entbürokratisierung der Pflege, 
so wie sie der „Runde Tisch Pflege“ seiner-
zeit vorgeschlagen hatte. 

Toleranz und 
Alltagsverhalten

Auch wenn die Ju-
gendlichen nach 
wie vor eine eher 
tolerante Bevölke-
rungsgruppe sind, 
stellen die Experten 
fest, dass im Ver-
gleich zur Studie 
2002 mehr Jugend-
liche Vorbehalte 
gegenüber oftmals 
stigmatisierten Be-
völkerungsgruppen 
äußern, wenn ihnen 
die Frage gestellt 
wird, wie sie es fin-
den, wenn diese in 
die Wohnung nebenan einziehen würden.

So formuliert die Studie die Aussage, dass 
hinsichtlich des weiteren Zuzugs von Mig-
ranten nach Deutschland bei der Mehrheit 
der Jugendlichen inzwischen eine ableh-
nende Haltung dominiert.

Herausforderung demographischer 
Wandel

Unter diesem Stichwort konzentrieren sich 
die Fragen der Studie auf das Merkmal des 
Alterns der Gesellschaft mit dem Ergeb-
nis, dass es „momentan noch nicht aus-
gemacht erscheint, wie sich die Haltung 
der Jugendlichen zu den Konsequenzen 
des demographischen Wandels in Zukunft 
entwickeln wird.“ 

Weitere Fragestellungen der Studie be-
ziehen sich auf die Themen: Europa und 
die Globalisierung, Wertorientierungen 
und Werthaltungen, Werte und Zuwande-
rungsfrage, Religion und Werte. Der qua-
litative Teil der Studie widmet sich ferner 
dem Schwerpunktthema „Jugend in einer 
alternden Gesellschaft“.
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Förderprogramm bis Ende 2009 

Die durch das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie (BMWI) geförderte 
Energieberatung (Vor-Ort-Beratung) wurde 
aufgrund der großen Nachfrage und die 
dadurch erschöpften Mittel im Förderpro-
gramm im Sommer 2006 eingestellt. Das 
Förderprogramm, das über das BAFA (Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrol-
le) vergeben wird, war ursprünglich bis zum 
31. Dezember 2006 befristet. Jetzt wurde 
mit Vorlage einer neuen Förderrichtlinie die 
Förderung wieder aufgenommen und bis 
zum 31. Dezember 2009 verlängert.

Über die Vor-Ort-Beratung werden Gut-
achten mit detaillierten technischen Hin-
weisen zur energetischen Verbesserung 
bestehender Wohngebäude gefördert. Die 
Vor-Ort-Beratung ist zu unterscheiden von 
der Erstellung eines Energieausweises. Bei 
der Vor-Ort-Beratung handelt es sich um 
eine ausführliche Energieberatung, die zur 
Investitionsvorbereitung genutzt werden 
kann. Entsprechend Förderrichtlinie sind 
Vor-Ort-Beratungen getrennt von der Ener-
gieausweiserstellung durchzuführen.

Die Förderung besteht für Ein- und Zwei-
familienhäuser in einem Zuschuss von 

Vor-Ort-Energieberatung
175 Euro und für Wohngebäude mit min-
destens drei Wohneinheiten in einem 
Zuschuss von 250 Euro als Festbetrag. 
Die darüber hinaus gehenden Kosten so-
wie die gesamte Umsatzsteuer sind vom 
Hauseigentümer zu tragen. Allerdings 
werden von der Beratungsförderung u. 
a. alle Gebäude ausgeschlossen, die im 
Eigentum von Unternehmen stehen, mehr 
als 250 Arbeitskräfte beschäftigen oder 
eine Bilanzsumme von 43 Millionen Eu-
ro überschreiten bzw. im Eigentum von 
Unternehmen stehen, an denen mehr-
heitlich juristische Personen des öffent-
lichen Rechts oder Gebietskörperschaften 
beteiligt sind.

Damit können alle Gebäude kommunaler 
Wohnungsunternehmen nicht gefördert 
werden. Insgesamt fallen so fast jedes 
vierte Unternehmen bzw. jede zweite Woh-
nung der durch die Mitgliedsunterneh-
men des GdW vertretenen Unternehmen 
aus der Förderung heraus.

Vor dem Hintergrund der Anstrengungen 
zu energetischen Verbesserung des Ge-
bäudebestandes sollten die Richtlinien der 
Gemeinschaft über staatliche Beihilfe für 

den Umweltschutz deswegen überarbeitet 
werden. Beihilfen bzw. Anreize zur Erzie-
lung höherer Energieeffizienz im Gebäu-
debestand sollten grundsätzlich von Woh-
nungsunternehmen aller Rechtsformen, 
unabhängig von der Struktur ihrer Anteils-
eigner (kommunal, kirchlich, privat) ge-
nutzt werden können.�

Bundesministerin für Familie,  
Senioren, Frauen und Jugend 
Ursula von der Leyen

Der Bund hat das von ihm für 2006 
bereitgestellte Fördervolumen für 
das KfW-CO2-Gebäudesanierungs-
programm um 350 Millionen Euro 
aufgestockt.

Die KfW Förderbank hat im Rahmen 
der Anfang 2006 gestarteten Förder-
initiative „Wohnen, Umwelt, Wachs-
tum“ bis Ende August 2006 bereits 
Darlehen in Höhe von 7,5 Milliarden 
Euro zugesagt. Damit war das För-
dervolumen 1,5-mal so hoch wie ur-
sprünglich beabsichtigt. Um weitere 
Anträge positiv bescheiden zu kön-
nen, wurden für dieses Jahr weitere 
350 Millionen Euro bereitgestellt.

Die nächste Stufe des Programms: 
Ab Januar 2007 können auch Kom-
munen, die die Sanierung ihrer 
Kindergärten, Schulen und Turnhal-
len planen, über die KfW verbilligte 
Kredite beantragen. Das Gesamtvolu-
men beläuft sich auf 200 Millionen 
Euro jährlich. Das Programm soll 
nach derzeitigem Stand bis zum Jahr 
2009 laufen. Über die konkreten 
Förderbedingungen in diesem Modul 
wird die KfW die Kommunen Anfang 
November 2006 informieren.  

CO2-Gebäude-
sanierungs-
programm 
aufgestockt

Bundesregierung

Nationale Kampagne in Duisburg gestartet

Mitte September startete 
Ursula von der Leyen, 
Bundesministerin für Fa-
milie, Senioren, Frauen 
und Jugend, die nationale 
Kampagne „Starke Typen 
– Stark fürs Leben“ für 
Kinder und Jugendliche in 
sozialen Brennpunkten mit 
einer Auftaktveranstaltung 
in der Grillo-Gesamtschule 
in Duisburg-Marxloh.

Die Jugendlichen aus 20 
Ländern der Schule in 
Duisburg präsentierten 
in 40 Gruppen die Ergebnisse ihrer Projekt-
woche: Fotoausstellungen, türkische Tänze, 

„Starke Typen – Stark fürs Leben“ 
Theatervorführungen und 
vieles mehr.

Ihre Projektergebnisse 
haben die Kinder und 
Jugendlichen zusammen 
mit Vereinen, Betrieben 
und Jugendclubs erar-
beitet und zusammenge-
stellt. Sie zeigen damit, 
wie sie mehr Verantwor-
tung für sich überneh-
men.

Die Veranstaltungsreihe 
„Starke Typen – Stark fürs 

Leben“ soll in Bremen, Leipzig und Berlin 
fortgesetzt werden.�
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Anzeige

Ein Erfahrungsbericht der Wohnungsgenossenschaft 

„Aufbau“ in Merseburg zum neuen Service 

des Weltmarktführers für Messdienstleistungen

„Zeit ist Geld“ – sagt der Volks-
mund, und er hat Recht. Die 
neue Integrierte Abrechnung 
von ista auf dem Aareon-IT-
System spart den Wohnungs-
unternehmen nicht nur Zeit, sondern auch 
erhebliche Kosten. Welche Vorteile die 
Integrierte Abrechnung für das Unterneh-
men und die Mieter noch bringt, schildert 
die für Abrechnung zuständige Mitarbei-
terin Sylvia Dietrich im Interview.

ista: Die Wohnungsgenossenschaft 
„Aufbau“ ist mit 1.700 Wohnungen das 
zweitgrößte Wohnungsunternehmen in 
Merseburg an der Saale. Für die Abrech-
nungsperiode 2005 setzte die Wohnungs-
genossenschaft „Aufbau“ erstmals auf die 
Integrierte Abrechnung mit ista. Wie sind 
Ihre ersten Erfahrungen mit der Integrierten 
Abrechnung?

Sylvia Dietrich: Wir sind sehr zufrieden. 
Die Einführung des neuen Verfahrens ver-
lief problemlos und im Falle von Rück-
fragen standen uns die ista-Mitarbeiter 
kompetent zur Seite. Hierbei hat sich 
bewährt, dass ista feste Ansprechpartner 
benannt hat, die auch zu uns ins Haus 
kamen. Im laufenden Betrieb senkt die 
Integrierte Abrechnung unseren Verwal-
tungsaufwand deutlich. Da viel mehr Pro-
zesse direkt über die EDV-Systeme laufen 
als früher und aufwändige Tätigkeiten 
entfallen bzw. von ista übernommen wer-
den, sparen wir Zeit und Kosten. Diese 
frei werdenden Kapazitäten können wir 
in die bessere Betreuung unserer Mieter 
bzw. in Tätigkeiten investieren, die für 
die schnellere und bessere Vermietung 
essenziell sind – zum Beispiel die Öffent-
lichkeitsarbeit.

ista: Können Sie uns Beispiele für Zeiter-
sparnis nennen?

Sylvia Dietrich: Früher mussten wir die 
Rechnungen der Dienstleister, zum Bei-
spiel vom Wasserwerk, vom örtlichen 

Wärmeversorger oder vom 
Abwasserverband, selber 
per Hand zusammenstellen 
und an ista liefern. Erst dann 
hat ista auf Grundlage ihrer 

abgelesenen Verbrauchswerte und unserer 
Wärme- und Wasserkosten die Heiz-, Warm-
wasser- und Kaltwasserkostenabrechnung 
für jeden einzelnen 
Mieter erstellt. Die-
ser Vorgang hat 
mindestens vier 
Wochen gedauert, 
bei manchmal nö-
tigen Korrekturen 
auch länger. Mit 
der Integrier ten 
Abrechnung kön-
nen nun die Ver-
brauchswerte des 
Mieters, die in der 
Regel zum Jahres-
ende erfasst wer-
den, zeitnah in das 
GES-System einge-
stellt und mit unseren bereits gebuch-
ten abrechnungsrelevanten Kosten von 
ista unverzüglich verarbeitet werden. 
Mit unserem Abrechnungslauf für die 
Betriebskosten im GES werden dann 
automatisch die freigegebenen Daten 
der Heizkostenabrechnung von ista in 
ein Dokument integriert. Damit entfallen 
Postlaufzeiten und Sortierarbeiten. Auch 
sind Korrekturläufe mit ista auf Basis von 
zu spät eingegangenen Versorgerrech-
nungen nicht mehr notwendig, da mit 
unserem Abrechnungslauf der jeweils ak-
tuellste Datenstand berücksichtigt wird. 

ista: Welche Vorteile haben Ihre Mieter 
von der Integrierten Abrechnung?

Sylvia Dietrich: Sie bekommen die Be-
triebskostenabrechnung nicht nur früher, 
sondern auch in einem einzigen über-
sichtlichen Dokument. Anlagen zur Be-
rechnung von Heiz- und Nebenkosten 

sind nicht nötig. Die gesamte Abrechnung 
ist für den Mieter leichter nachvollzieh-
bar, sie ist transparenter geworden. Nicht 
zuletzt bringt die neue Abrechnungsform 
eine deutliche Kostenersparnis. Die 
reinen Kosten für die Messdienstleistung 
haben sich gegenüber 2004 verringert. Es 
versteht sich von selbst, dass wir diese 

Ersparnis eins zu 
eins an unsere Mie-
ter weitergeben.

ista: Frau Dietrich, 
wir danken Ihnen 
für das Gespräch 
und wünschen Ih-
nen weiterhin viel 
Erfolg!

Lösungen  
nach Maß

ista ist das weltweit 
führende Mess-
dienstunternehmen 

mit einer mehr als 100-jährigen Traditi-
on. Effiziente Prozesse und ausgereifte 
Produkte machen ista zum verlässlichen 
Partner der Wohnungswirtschaft beim 
Erfassen und Abrechnen von Energie, 
Wasser und Hausnebenkosten. Bei Ver-
mietern und Energieversorgern wird ista 
als erfahrener und innovativer Dienstleis-
ter geschätzt. Das Unternehmen bietet 
einen Fullservice, der auf größtmögliche 
Effizienz und Bequemlichkeit ausgerich-
tet ist.

Kontakt: 
ista Deutschland GmbH 
Integrierte Abrechnung 
Jochen Schein 
Nevinghoff 5  
48147 Münster 
Tel.: 0251 9289-450  
Fax: 0251 9289-3450 
E-Mail: 
IntegrierteAbrechnung@ista.de 
Internet: www.ista.de

Integrierte Abrechnung: Wohnungswirtschaft profitiert von ista-Innovation
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„Datenreport 2006“ gibt auch Auskunft über Wohnverhältnisse

Der „Datenreport 2006“ beschreibt auf über 
400 Seiten die wesentlichen sozialen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Entwick-
lungen in Deutschland. Daten zu Wohn-
verhältnissen in Ost- und Westdeutschland 
vermitteln das Sicherheitsempfinden und 
die Zufriedenheit der Menschen mit ihren 
Lebensverhältnissen.

Unter dem Titel „Gesellschaft, Wirtschaft, 
Staat im Spiegel der Statistik“ werden die 
derzeitigen Lebensbedingungen im Land 
skizziert. Das Kapitel zum Thema Woh-
nen enthält Angaben zur Altersstruktur des 
Wohnungsbestands, der Eigentümerquote, 
der Größe und Beheizung der Wohnungen, 
den Mieten, der Wohnsituation der Haus-
halte und der Wohnungsbautätigkeit. 

Die Daten basieren auf der ersten gesamt-
deutschen Gebäude- und Wohnungsstich-
probe aus dem Jahr 1993 und der mit dem 
Mikrozensus 2002 durchgeführten, woh-
nungsstatistischen Zusatzerhebung. We-
gen der unterschiedlichen Wohnsituation in 
West- und Ostdeutschland werden die Daten 
im Datenreport jeweils getrennt ausgewie-
sen. Im Teil „Objektive Lebensbedingungen 
und subjektives Wohlbefinden im vereinten 
Deutschland“ des Reports, finden sich im 
Abschnitt „Lebensbedingungen und ihre 
Bewertung“ ebenfalls Analysen zu den The-
men „Wohnverhältnisse und Wohnkosten“. 

Westen und Osten nähern sich an

Insgesamt lässt sich feststellen, dass hohe 
staatliche Subventionen sowie massive pri-
vate Investitionen zu einer merklichen An-
näherung der Wohnverhältnisse zwischen 
West- und Ostdeutschland geführt haben.

Unterschiede bestehen nach wie vor be-
zogen auf die Wohneigentumsquote und 
auf die durchschnittliche Wohnfläche je 
Haushaltsmitglied.

Die Erhöhung der Mietpreise verlief in den 
vergangenen Jahren moderat. Der Abstand 

Aktuelle Trends in Deutschland –  
Gefühl der Unsicherheit steigt mit der 
Größe der Stadt 

zwischen den mittleren West- und Ostmie-
ten blieb mit rund 80 Cent/m² Wohnfläche 
konstant. Der Abstand zwischen den Miet-
belastungsquoten in West und Ost hat sich 
auf nur noch 2 Prozent reduziert. 

Interessant sind auch die Untersuchungen 
hinsichtlich der Wohnumfeld-Bewertung 
durch die Bewohner. So haben sich die sub-
jektiv empfundenen Beeinträchtigungen 
durch Lärmbelästigung und Luftverschmut-
zung im Westen deutlich reduziert.

8,4 Prozent der (im Jahr 2004) Befragten 
fühlten sich durch den Mangel an Grünflä-
chen in erträglichem oder in hohem Maß ein-
geschränkt, was gemessen an dem Referenz-
wert von 1999 auf eine leichte Verbesserung 
der Wohnumfeldqualität schließen lässt.

Je größer die Stadt, desto unsicherer 
fühlen sich die Menschen

Bedenklich ist, dass sich immerhin 11,7 Pro-
zent der Befragten (West) in ihrem Wohn-
quartier ziemlich oder sogar sehr unsicher 
fühlen (Ost: 10,4 Prozent).

Das Unsicherheitsempfinden steigt mit 
der Größe der Stadt: Mehr als jeder fünfte 
Befragte aus einer westdeutschen Groß-
stadt (500.000 Einwohner und mehr) gab 
an, sich ziemlich oder sehr unsicher zu 
fühlen. In Ostdeutschland belief sich der 
Vergleichswert auf lediglich 13,6 Prozent.

Die Wohnzufriedenheit im Westen war 
in der Zeit von 1994 bis 2004 mit einem 
Mittelwert von 7,6 bzw. 7,7 (0 = ganz und 
gar unzufrieden; 10 = ganz und gar zu-
frieden) stabil, wohingegen sich diese in 
Ostdeutschland in Folge der deutlichen 
Wohnwertverbesserungen in den letzten 
Jahren stetig erhöht hat (2004: 7,6). 

Soziale Daten zur Integration richten 
sich auch an Politiker

Mit seinem Fundus von empirischen In-

formationen und Eckdaten, beispielswei-
se zu der Situation junger Menschen in 
Deutschland oder zu Themen wie „Soziale 
Mobilität“, „Politische Integration“ und 
„Wertorientierungen, Ansprüche und Er-
wartungen“, richtet sich der „Datenreport 
2006“ an Politiker und ebenso an die in-
teressierte Bürgerschaft.

In dem vom Statistischen Bundesamt in 
Zusammenarbeit mit dem Wissenschafts-
zentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) 
und dem Zentrum für Umfragen, Metho-
den und Analysen (ZUMA), Mannheim, 
herausgegebenen Report werden Daten der 
amtlichen Statistik mit den Ergebnissen der 
wissenschaftlichen Sozialforschung zusam-
mengeführt. Mitte September 2006 wurde 
er nunmehr zum elften Mal seit dem Jahr 
1983 veröffentlicht.

Der „Datenreport 2006“ kann auf den 
Websites der Herausgeber, z. B. unter 
www.destatis.de ( > „Statistik-Shop“), 
kostenlos heruntergeladen werden.


